
PROUT AT WORK-Foundation
MAINZER STRASSE 11  
80804 MÜNCHEN

TELEFON: +49 89 1434 780 0
FAX: +49 1434 780 29
INFO@PROUTATWORK.DE
WWW.PROUTATWORK.DE

BANKVERBINDUNG:
BANK FÜR SOZIALWIRTSCHAFT
IBAN: DE55 3702 0500 0009 8266 00
BIC: BFS WDE33X XX

FA MÜNCHEN STEUER-NR.: 
143/235/65431
UST.-IDNR (VAT-NO.):
DE292538469

VORSTAND:
ALBERT KEHRER (VORSITZENDER) 
DR. JEAN-LUC VEY

22. Mai 2023

POSITIONSPAPIER

Selbstbestimmung statt Entwürdigung –  
Rechtssicherheit für trans* Personen und Unternehmen

Von der PROUT AT WORK-Foundation, Fachverbänden und Unternehmen  
der deutschen Wirtschaft

Vielfalt und Individualität unserer Mitarbeiter_innen zeichnen unsere Unternehmen aus 
und sind maßgebliche Säule des Erfolges der deutschen Wirtschaft. Wir als Vertreter_ 
innen der deutschen Wirtschaft wollen ein facettenreiches und offenes Arbeitsumfeld 
anbieten, in dem jede_r Einzelne das eigene Potenzial frei entfalten kann und Wertschät-
zung erfährt – unabhängig von Geschlecht einschließlich der geschlechtlichen Identität, 
Nationalität, ethnischer, kultureller oder sozialer Herkunft, Religion & Weltanschauung, 
physischer oder psychischer Möglichkeiten, Alter und sexueller Orientierung.

Wir setzen uns daher aktiv für Arbeitsumfelder ein, in welchen Vorurteilen und Diskrimi-
nierung aktiv entgegengewirkt wird, so dass jede_r bei der Arbeit zu sich stehen kann – 
ohne Angst vor Ausgrenzung oder Benachteiligung.

Als unterzeichnende Unternehmen tragen wir gesellschaftliche Verantwortung und se-
hen uns in der Pflicht, diesem Anspruch gerecht zu werden. Wir formulieren dieses Posi-
tionspapier, weil wir akuten Handlungsbedarf im Hinblick auf die Selbstbestimmung von 
trans*, intergeschlechtlichen und nicht-binären Menschen bei der personenstandsrecht-
lichen Änderung des Geschlechtseintrags sehen. Der aktuelle rechtliche Rahmen er-
schwert den Abbau von Diskriminierung am Arbeitsplatz und beeinträchtigt die Inklusion 
von trans*, intergeschlechtlichen und nicht-binären Personen am Arbeitsmarkt. 

Das bislang gültige Transsexuellengesetz von 1981, welches derzeit die Änderung von 
Namen und Personenstand für trans* Personen regelt, sieht weiterhin langwierige und 
grenzüberschreitende Begutachtungen vor. In mehreren Entscheidungen stufte das Bun-
desverfassungsgericht das Gesetz als verfassungswidrig ein und hat es in Teilen außer 
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Kraft gesetzt. Eine Regelung im Personenstandsgesetz, welche die Änderungsmöglich-
keit von Vornamen und Geschlechtseintrag für intergeschlechtliche Personen beschreibt, 
steht ebenfalls in der Kritik. Beide gesetzliche Regelungen sind dringend überarbeitungs-
bedürftig. Vergangenen Sommer stellte die Bundesregierung Eckpunkte für ein Selbst-
bestimmungsgesetz vor und griff damit eine Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag auf. 
Nun liegt seit Mai 2023 der Referentenentwurf vor.

Als unterzeichnende Unternehmen begrüßen wir den vorgelegten Referentenentwurf 
prinzipiell und appellieren an die Bundesregierung, sich für eine zügige Einführung eines 
Selbstbestimmungsgesetzes im Rahmen ihrer Möglichkeiten einzusetzen. Ein Selbstbe-
stimmungsgesetz verspricht deutliche Verbesserungen im Vergleich zum Transsexuellen-
gesetz sowie den aktuellen Regelungen im Personenstandsgesetz. Wir nehmen deutlich 
wahr, dass die vorgeschlagenen Änderungen in vielen Punkten mehr Rechtssicherheit für 
trans*, intergeschlechtliche und nicht-binäre Personen auch im Arbeitskontext schaffen. 

Insbesondere unterstützen wir in diesem Zusammenhang

•	� Die Vereinheitlichung der Verfahren für alle trans*, intergeschlechtlichen und 
nicht-binären Personen: Seit mehreren Jahren gibt es parallele rechtliche Grund-
lagen für die Änderung des Geschlechtseintrags für trans* bzw. intergeschlecht-
liche Personen. Dies verursacht an unterschiedlichen Stellen Verunsicherung und 
Unklarheit. Eine Vereinheitlichung der Regelungen erhöht die Zugänglichkeit des 
Verfahrens. (vgl. §2 Abs. 1 SBGG)

•	�Die Abschaffung von Gutachten und Attesten als Voraussetzung für die Ände-
rung: Trans- und Intergeschlechtlichkeit sind keine Krankheit und sollten nicht 
dementsprechend behandelt werden. Jede Person kann am besten selbst darüber 
Auskunft geben, welcher Geschlechtseintrag der Passende ist. Die heutigen Re-
gelungen sind aufgrund hoher Hürden abschreckend, sodass Einzelpersonen teils 
über Jahre den Prozess der Geschlechtseintragsänderung vor sich herschieben. 
(vgl. §2 SBGG)

•	� Den Abbau von Bürokratie und die Ansiedelung der Verantwortlichkeit bei den 
Standesämtern: Bis heute müssen trans* Personen ein Gerichtsverfahren durch-
laufen, wenn sie ihren Geschlechtseintrag nach dem Transsexuellengesetz ändern 
wollen. Dadurch werden die Verfahren künstlich in die Länge gezogen, sodass Per-
sonen unnötig lange mit Dokumenten leben, die nicht ihrer Identität entsprechen. 



•	� Ein klares Bekenntnis zu Anti-Diskriminierung: Trans*, intergeschlechtliche und 
nicht-binäre Menschen müssen im Arbeitsleben und im Alltag wirksam vor Ausgren-
zung und Benachteiligung geschützt sein. Gruppenbezogene Ausnahmen im Anti-
diskriminierungsrecht sind nicht gesetzeskonform und bedienen trans*feindliche 
Narrative (vgl. §6 Abs. 2 SBGG). Berechtigte Schutzinteressen anderer Gruppen 
können nach geltendem Recht angemessen berücksichtigt und miteinander in Ein-
klang gebracht werden, ohne dass es stigmatisierender Sonderregelungen bedarf.

•	� Die Stärkung des Offenbarungsverbots: Dieses Verbot muss betroffene Personen 
nach Änderung des Geschlechtseintrags und Vornamens vor Diskriminierung und 
Willkür schützen. Gleichzeitig ermöglicht es Unternehmen, auf Basis von klaren 
rechtlichen Regelungen einheitliche Anpassungen der Personaldaten umzuset-
zen und diese auch von Drittanbieter_innen einzufordern. (vgl. §13, §14 SBGG)

Die bisherigen Prozesse in Unternehmen sind aufgrund der veralteten Rechtsgrundlage 
uneinheitlich und resultieren in erheblichem bürokratischem Aufwand für alle Seiten. 
Ohne amtliche Änderung des Geschlechtseintrags und Vornamens sind die Unterstüt-
zungs- und Anerkennungsmöglichkeiten von Arbeitgeber_innen-Seite begrenzt. Sowohl 
für die betroffenen Personen als auch für deren Arbeitgeber_innen ist die Umsetzung 
einer Neuregelung, die Rechtssicherheit erhöht und Hürden abbaut, von großer Bedeu-
tung. Diese ermöglicht es den Unternehmen in Deutschland, einheitliche Strukturen her-
zustellen, die transparente Personalprozesse garantieren und damit für alle Beteiligten 
weniger Ressourcenaufwand, psychische Belastung und Unsicherheit bedeuten.

Im Sinne der Fürsorgepflicht der Arbeitgeber_innen gegenüber unseren Mitarbeiter_innen 
sehen wir als unterzeichnende Unternehmen unsere Verantwortung darin, uns für eine 
zeitnahe und praxisnahe Neuregelung im Sinne des Selbstbestimmungsgesetzes einzu-
setzen. Daher fordern wir die Bundesregierung und insbesondere das Bundesjustizminis-
terium auf, diese Aspekte aus unternehmerischer Perspektive in den finalen Gesetzent-
wurf einfließen zu lassen und trans*, intergeschlechtlichen und nicht-binären Menschen 
Selbstbestimmung auch am Arbeitsplatz zu ermöglichen.

Daher appellieren wir an die Bundesregierung und insbesondere die zuständigen Minis-
terien, diese Aspekte aus unternehmerischer Perspektive im weiteren Prozess zu be-
rücksichtigen und dem Bundestag zügig einen Gesetzesentwurf für ein Selbstbestim-
mungsgesetz vorzulegen, damit auch am Arbeitsplatz trans*, intergeschlechtlichen und 
nicht-binären Menschen Selbstbestimmung ermöglicht wird.
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Die Veröffentlichung des Referentenentwurfs und die Anhörung der Verbände diesbe-
züglich kann nur als erster Schritt gesehen werden. Wir fordern ein rasches Vorantreiben 
des Gesetzgebungsprozesses, unter Berücksichtigung der Einschätzung der Verbände.

FEDERFÜHRENDE ORGANISATION UND VERBÄNDE:
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